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UMGANGSRECHT

Einschulungsfeier darf ohne den Vater stattfinden
|  Ein Recht, an der Einschulungsfeier seines Kindes teilzunehmen, steht dem umgangs-, 
aber nicht sorgeberechtigten Elternteil nicht zu, wenn beim Aufeinandertreffen beider Eltern-
teile der Austausch von Feindseligkeiten mit schlimmstenfalls traumatischen Folgen für das 
Kind zu befürchten sind. So hat es das Oberlandesgericht (OLG) Zweibrücken entschieden.   |

Sachverhalt
Die Eltern des Kindes leben getrennt. Es gab schon mehrere Verfahren. Zuletzt hat das Amts
gericht (AG) die elterliche Sorge für beide Kinder auf die Mutter übertragen. Dem Vater hat es 
ein Umgangsrecht unter Begleitung des Kinderschutzbundes eingeräumt. Der Vater hat im Sor-
gerechts- und auch im Umgangsverfahren Beschwerden eingelegt. Die Verfahren laufen noch.

Nun wollte der Vater an der Einschulungsfeier eines der Kinder teilnehmen. Die Mutter lehnte 
dies ab. Daraufhin beantragte der Vater erfolglos den Erlass einer einstweiligen Anordnung, mit 
der der Mutter auferlegt wird, ihn an der Feier teilnehmen zu lassen.

Das sagt das Oberlandesgericht
Das Umgangsrecht umfasst zwar i. d. R. auch das Recht, an besonderen Ereignissen, z. B. einer 
Einschulungsfeier, teilzunehmen. Dies setzt aber voraus, dass beide Eltern spannungsfrei  
daran teilnehmen können. Die familiäre Belastung darf die Veranstaltung nicht überschatten. 
Seitdem der Vater der Mutter sexuellen Missbrauch der Kinder vorgeworfen hatte, können  
beide nicht mehr vernünftig kommunizieren. Es drohen Feindseligkeiten. Die Einschulung ist 
für ein Kind mit hohen Erwartungen und einer besonderen Gefühlslage (Stolz und Vorfreude 
sowie Aufregung und Respekt) verbunden. Daher muss eine Eskalation mit ggf. traumatischen 
Folgen für das Kind verhindert werden. Folge: Der Vater musste hier „draußen bleiben“.

QUELLE  |  OLG Zweibrücken, Beschluss vom 30.8.2021, 2 UFH 2/21, Abruf-Nr. 224594 unter www.iww.de

KINDERBETREUUNG

Eltern bezahlen im Schnitt 1.130 Euro im Jahr
|  Kinderbetreuung ist längst nicht überall in Deutschland beitragsfrei. Für viele Eltern ist die 
Fürsorge für ihren Nachwuchs deshalb auch eine Kostenfrage. Wie das Statistische Bundes-
amt (Destatis) auf Basis einer neuen Sonderauswertung der Lohn- und Einkommensteuer
statistik mitteilt, bezahlten Eltern im Jahr 2017 durchschnittlich 1.310 Euro jährlich für die 
Betreuung ihrer Kinder. Die Ergebnisse sind aufgrund der langen Fristen zur Steuerveranla-
gung erst etwa dreieinhalb Jahre nach Ende des Veranlagungsjahres verfügbar.  |

Diese Angaben beziehen sich auf die 3,2 Millionen Kinder unter 14 Jahren, deren Eltern 2017 
Kinderbetreuungskosten in ihrer Steuererklärung angegeben haben. Bei den unter 3-Jährigen 
erklärten Eltern für 29 % der Kinder Betreuungskosten, zu denen auch Ausgaben für Tages
mütter und -väter oder Au-pairs zählten. In den Altersgruppen von 3 bis 5 Jahren waren es gut 
zwei Drittel (trotz teilweise beitragsfreier Kindergartenjahre), von 6 bis 10 Jahre (Grundschul
alter) 44 % und von 11 bis 13 Jahren noch 10 % der Kinder, die beitragspflichtig betreut wurden.

QUELLE  |  Destatis, Pressemitteilung Nr. 483 vom 14.10.2021
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Gericht stellt hohe Anforderungen  
an die Entziehung des Pflichtteils
|  Um einem gesetzlichen Erben den Pflichtteil wirksam entziehen zu können, müssen Erb­
lasser sowohl formal als auch inhaltlich hohe Hürden überwinden. Insbesondere kann eine 
körperliche Auseinandersetzung nur dann dazu führen, dass der Pflichtteilsanspruch entfällt, 
wenn es sich um ein schweres Vergehen gegen den Erblasser gehandelt hat. Das hat das 
Landgericht (LG) Frankenthal in einem aktuellen Rechtsstreit entschieden. Der testamenta­
risch übergangene gesetzliche Erbe hatte eine an seiner Stelle bedachte soziale Einrichtung 
verklagt. Diese muss ihm nun seinen 50%igen Pflichtteil auszahlen und auch die Verfahrens­
kosten tragen.  |

Sachverhalt
Die Eltern des Mannes hatten ihn 1997 in einem notariellen Erbvertrag enterbt und zusätzlich 
angeordnet, dass ihm der Pflichtteil entzogen werden soll. Als Begründung gaben sie an, dass 
der Sohn seine Mutter ein Jahr zuvor mehrfach geschlagen und sie hierbei eine Schädelprel­
lung erlitten habe. Diese Pflichtteilsentziehung wollte der Mann nach dem Tod der Mutter nicht 
akzeptieren und klagte gegen die als Erbin eingesetzte soziale Einrichtung.

Landgericht: unwirksame Pflichtteilsentziehung
Die Klage hatte vollen Erfolg. Nach Ansicht des LG war die Entziehung des Pflichtteils im Erb­
vertrag bereits aus formalen Gründen unwirksam. Um zu verhindern, dass nachträglich weitere 
Gründe nachgeschoben werden, müsse das maßgebliche Fehlverhalten des Erben bereits im 
Testament eindeutig geschildert sein. Hier sei aber gerade nicht festgehalten worden, welche 
Hintergründe zu der Auseinandersetzung geführt und welche Folgen dies gehabt habe. Da der 
Streit im Gerichtsverfahren zudem nicht aufgeklärt werden konnte, bleibe es denkbar, dass sich 
die Körperverletzung bei einem spontanen Streit oder im Affekt zugetragen habe. Dies recht­
fertige nicht zwingend eine Pflichtteilsentziehung, denn nur ein schweres Vergehen gegen den 
Erblasser könne zum Verlust des Pflichtteils führen. Ein solches schweres Vergehen gegen die 
Mutter hätte der bedachte Verein aber nachweisen müssen.

Hohe Hürden für Pflichtteilsentziehung
Es sei zudem zu vermuten, dass der angebliche Vorfall aus 1996 nicht der Hauptgrund für die 
Pflichtteilsentziehung gewesen sei. Es sei, so das Gericht, eher davon auszugehen, dass die 
Eltern mit dem Lebenswandel ihres Sohnes nicht mehr einverstanden gewesen seien. Dies 
rechtfertige es jedoch nicht, dem Sohn seinen verfassungsrechtlich geschützten Pflichtteil in 
Höhe der Hälfte des Erbes zu entziehen.

Die Entscheidung ist rechtskräftig.

QUELLE  |  LG Frankenthal, Urteil vom 11.3.2021, 8 O 308/20, PM vom 22.7.2021

TESTAMENTSGESTALTUNG

Testament wirksam trotz nachträglicher Ergänzung  
um dritten Enkel
|  Das Oberlandesgericht (OLG) Brandenburg musste entscheiden, ob eine handschriftliche 
Ergänzung in einem Testament wirksam war.  |
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Eröffnung des kompletten Ehegatten-Testaments  
auch den Kindern gegenüber?
|  Nach dem Tod eines der Ehegatten kündigte das Nachlassgericht an, das gemeinschaftliche 
Testament seinem gesamten Inhalt nach auch den Kindern gegenüber zu eröffnen. Dagegen 
wehrte sich der überlebende Ehegatte mit dem Argument, dass die Bekanntgabe der Verfü­
gungen, die die gemeinsamen Kinder aktuell nicht beträfen, seinem Geheimhaltungsinteres­
se zuwiderlaufen würde. Dem hat das Oberlandesgericht (OLG) München in einem aktuellen 
Beschluss aber entschieden widersprochen.  |

Das Gericht muss den Beteiligten den sie betreffenden Inhalt der Verfügung von Todes wegen 
bekannt geben. Beteiligte sind dabei alle, denen durch die Verfügung ein Recht gewährt oder 
genommen oder deren Rechtslage in sonstiger Weise unmittelbar beeinflusst wird. Die gemein­
samen Kinder des Erblassers und seiner Ehefrau, die durch das gemeinschaftliche Testament 
zunächst enterbt werden, sind dabei bereits Beteiligte kraft Gesetzes.

Eine Ausnahme bilden gemeinschaftliche Testamente. Da grundsätzlich nur die Verfügungen 
des verstorbenen Ehepartners zu eröffnen sind, müssen danach die Verfügungen des überle­
benden Ehepartners nicht bekannt gegeben werden, wenn und soweit es sich tatsächlich um 
trennbare Verfügungen handelt. Allerdings kommt es nicht auf die Wünsche und etwaige  
Geheimhaltungsinteressen der Eheleute an, sondern schlicht auf die Frage der Trennbarkeit. 
Die Trennbarkeit ist nur gegeben, wenn beide Erbfälle in dem Testament getrennt gestaltet und 
formuliert sind.

QUELLE  |  OLG München, Beschluss vom 7.4.2021, 31 Wx 108/21, Abruf-Nr. 222416 unter www.iww.de

Sachverhalt
Die spätere Erblasserin bestimmte in ihrem handschriftlichen Testament ihre beiden Enkel­
kinder zu ihren Erben. Mehrere Jahre später wurde ein drittes Enkelkind geboren. Daraufhin 
ergänzte sie ihr Testament – mit abweichender Schriftfarbe –, indem sie nach den ersten beiden 
namentlich benannten Enkeln die Worte „und G.“ einfügte, ohne den Zusatz mit Datum zu ver­
sehen und zu unterschreiben.

Entscheidung des Oberlandesgerichts
Das OLG hat diese Frage jetzt bejaht. Für ein wirksames handschriftliches Testament sei erfor­
derlich, dass es eigenhändig geschrieben und unterschrieben ist. Dabei sei es ohne Bedeutung, 
in welcher zeitlichen Reihenfolge die einzelnen Bestandteile des Testaments einschließlich der 
Unterschrift niedergeschrieben worden sind. Entscheidend sei, dass im Zeitpunkt des Todes 
eine die gesamten Erklärungen nach dem Willen des Erblassers deckende Unterschrift vorhan­
den ist. Der ergänzte Textteil fügte sich hier nahtlos in den Gesamttext des Testaments ein und 
wird durch die unterhalb des Textes stehende Unterschrift gedeckt. Damit bestanden für das 
Gericht an der Wirksamkeit des „Gesamtkonstrukts“ keine Zweifel.

QUELLE  |  OLG Brandenburg, Urteil vom 31.5.2021, 3 W 53/21, Abruf-Nr. 223606 unter www.iww.de


